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(1)

(2) Ist der Antrag unvollständig, so setzen die zuständigen Behörden dem antragstellenden Anbieter von
Kryptowerte-Dienstleistungen eine Frist, bis zu deren Ablauf er sämtliche fehlenden Informationen
vorlegen muss.

(3)

(4)

(5) Vor Erteilung oder Verweigerung der Zulassung als Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen
konsultieren die zuständigen Behörden die zuständigen Behörden eines anderen Mitgliedstaats, wenn
der antragstellende Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen in einem der folgenden Verhältnisse zu
einem Kreditinstitut, einer Wertpapierfirma, einem Marktbetreiber, einer OGAW-Verwaltungsgesellschaft,
einem Verwalter alternativer Investmentfonds, einem Zahlungsinstitut, einem
Versicherungsunternehmen, einem E-Geld-Instituts oder einer Einrichtung der betrieblichen
Altersversorgung mit Zulassung in diesem anderen Mitgliedstaat steht:

a) er ist ein Tochterunternehmen;

b) er ist ein Tochterunternehmen dieses Rechtsträgers oder

c) er wird durch die gleichen natürlichen oder juristischen Personen kontrolliert wie diese Rechtsträger.

(6) Vor der Erteilung oder Verweigerung der Zulassung als Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen

a) können die zuständigen Behörden die für die Bekämpfung von Geldwäsche und
Terrorismusfinanzierung zuständigen Behörden und die Zentralstellen für
Geldwäsche-Verdachtsanzeigen konsultieren, um überprüfen zu lassen, ob gegen den antragstellenden
Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen keine Ermittlungen wegen Handlungen im Zusammenhang
mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung eingeleitet wurden;

b) müssen die zuständigen Behörden sicherstellen, dass der antragstellende Anbieter von
Kryptowerte-Dienstleistungen, der in gemäß Artikel 9 der Richtlinie (EU) 2015/849 ermittelten Drittländern
mit hohem Risiko Niederlassungen betreibt oder sich auf dort niedergelassene Dritte stützt, die
Bestimmungen des nationalen Rechts zur Umsetzung von Artikel 26 Absatz 2, Artikel 45 Absatz 3 und
Artikel 45 Absatz 5 der genannten Richtlinie einhält;

c) müssen die zuständigen Behörden sicherstellen, dass der antragstellende Anbieter von
Kryptowerte-Dienstleistungen zur Einhaltung etwaiger Bestimmungen des nationalen Rechts zur
Umsetzung von Artikel 18a Absätze 1 und 3 der Richtlinie (EU) 2015/849 geeignete Verfahren eingeführt
hat.

(7)

(8)

(9)

(10) Die zuständigen Behörden verweigern die Zulassung als Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen,
wenn objektive und nachweisbare Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass

a) das Leitungsorgan des antragstellenden Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen eine Gefahr für
die wirksame, solide und umsichtige Führung und Fortführung des Geschäftsbetriebs und die
angemessene Berücksichtigung der Interessen seiner Kunden und die Integrität des Marktes darstellen



kann oder den Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen einem schwerwiegenden Risiko der
Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzierung aussetzt;

b) die Mitglieder des Leitungsorgans des Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen die in Artikel 68
Absatz 1 festgelegten Kriterien nicht erfüllen;

c) die Anteilseigner oder Gesellschafter, die direkt oder indirekt qualifizierte Beteiligungen an dem
Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen halten, die in Artikel 68 Absatz 2 festgelegten Kriterien des
ausreichend guten Leumunds nicht erfüllen;

d) der antragstellende Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen eine der Anforderungen dieses Titels
nicht erfüllt oder wahrscheinlich nicht erfüllt.

(11) Die ESMA und die EBA geben die in Unterabsatz 1 genannten Leitlinien bis zum 30. Juni 2024
heraus.

(12) Die Prüfungsfrist gemäß Absatz 9 wird für den Zeitraum zwischen dem Tag der Anforderung der
fehlenden Informationen durch die zuständigen Behörden und dem Eingang einer diesbezüglichen
Antwort des antragstellenden Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen ausgesetzt. Die Aussetzung
darf 20 Arbeitstage nicht überschreiten. Die Anforderung weiterer Ergänzungen oder Klarstellungen zu
den Informationen liegt im Ermessen der zuständigen Behörde, führt jedoch nicht zu einer Aussetzung
der Prüfungsfrist gemäß Absatz 9.

(13)
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